
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Sicherheit fährt mit – Beschäftigte und Fahrgäste im sächsischen 
ÖPNV besser schützen 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest: 

1. Ein leistungsfähiger öffentlicher Personennahverkehr ist ein wesentlicher 
Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Seine Attraktivität hängt nicht 
nur von Angebot, Taktung und Barrierefreiheit, sondern maßgeblich auch 
davon ab, dass sich Fahrgäste sicher fühlen und Beschäftigte ihre Arbeit ohne 
Angst vor Gewalt verrichten können.  

2. Die Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik zeigt, dass insbesondere 
Körperverletzungs-, Bedrohungs- sowie Sexualdelikte im öffentlichen 
Personennahverkehr in den vergangenen Jahren zugenommen haben. 
Gleichzeitig besteht bislang weder ein eigenständiges Lagebild über Gewalt 
gegen Beschäftigte des öffentlichen Personennahverkehrs noch eine 
systematische Übersicht über sicherheitsrelevante Entwicklungen in diesem 
Bereich.  

3. Die Beantwortung der Kleinen Anfragen unter Drucksachen 8/5973 und 
8/73161 hat darüber hinaus Defizite bei der Datengrundlage sowie bei der 
landesweiten Übersicht über Sicherheitsmaßnahmen und 
Sicherheitskonzepte im öffentlichen Personennahverkehr aufgezeigt.  

4. Nach § 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im 
Freistaat Sachsen (ÖPNVG) trägt der Freistaat im Rahmen seiner 
Gesamtverantwortung Mitverantwortung für die Weiterentwicklung des 
öffentlichen Personennahverkehrs. Dabei sind die Sicherheitsbedürfnisse der 
Fahrgäste ausdrücklich zu berücksichtigen.  

 
1 Kleine Anfragen des Abgeordneten Bernd Rudolph (BSW-Fraktion) vom 06.02.2026, Drs 8/5973 zum 
Thema „Sicherheitslage im sächsischen ÖPNV nach dem tödlichen AngriƯ auf einen Zugbegleiter“, und 
vom 12.06.2026, Drs 8/7316 zum Thema „Kriminalitätslage, Sicherheitsmaßnahmen und Datengrundlagen 
im sächsischen ÖPNV“. 
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5. Mit dem Landesinvestitionsprogramm nach § 6 ÖPNVG sowie der Richtlinie 
des Sächsischen Staatsministeriums für Infrastruktur und Landesentwicklung 
über die Gewährung von Fördermitteln im öffentlichen Personennahverkehr 
(RL-ÖPNV) und der Richtlinie über die Förderung von Bussen im öffentlichen 
Personennahverkehr (RL Bus) verfügt der Freistaat Sachsen über wirksame 
Instrumente, um Qualität, Attraktivität und Sicherheit des öffentlichen 
Personennahverkehrs gezielt zu fördern. Bereits heute können im Rahmen der 
RL-ÖPNV Sicherheitstechnik an Fahrzeugen und Haltestellen gefördert 
werden.  

II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. bei der Fortschreibung des Landesinvestitionsprogramms nach § 6 ÖPNVG 
dem Schutz von Beschäftigten und Fahrgästen vor Gewalt als 
Qualitätsmerkmal förderfähiger Vorhaben ein besonderes Gewicht 
beizumessen;  

2. die Förderrichtlinie RL-ÖPNV dahingehend weiterzuentwickeln, dass bei der 
Förderung von Infrastrukturmaßnahmen Sicherheits- und Schutzkonzepte 
sowie technische Maßnahmen zum Schutz von Beschäftigten und Fahrgästen 
angemessen berücksichtigt werden;  

3. die Förderrichtlinie RL Bus daraufhin zu überprüfen, inwieweit Notruf- und 
Alarmierungssysteme, moderne Kommunikationslösungen sowie weitere 
technische Schutzsysteme für Beschäftigte und Fahrgäste ausdrücklich als 
förderfähige Maßnahmen aufgenommen oder erweitert werden können;  

4. gemeinsam mit den kommunalen Aufgabenträgern, den 
Verkehrsunternehmen sowie den Polizeibehörden Empfehlungen für 
Sicherheits- und Schutzkonzepte im öffentlichen Personennahverkehr zu 
erarbeiten und den Aufgabenträgern sowie Verkehrsunternehmen zur 
Anwendung zu empfehlen;  

5. gemeinsam mit den kommunalen Aufgabenträgern, den 
Verkehrsunternehmen sowie den Polizeibehörden ein landesweites Lagebild 
zur Sicherheits- und Gewaltentwicklung im öffentlichen Personennahverkehr 
aufzubauen, regelmäßig fortzuschreiben und dem Landtag erstmals bis zum 
30. Juni 2027 vorzulegen;  

6. die Wirksamkeit der im Rahmen der Landesförderung unterstützten 
Maßnahmen zum Schutz von Beschäftigten und Fahrgästen vor Gewalt 
regelmäßig zu evaluieren und die Ergebnisse in den Bericht nach Nummer 5 
einzubeziehen.  



Begründung: 
Jeden Tag sorgen tausende Fahrerinnen und Fahrer, Zugbegleiterinnen und 
Zugbegleiter sowie weitere Beschäftigte dafür, dass der öffentliche 
Personennahverkehr im Freistaat Sachsen zuverlässig funktioniert. Sie gewährleisten 
Mobilität, übernehmen Verantwortung für die Sicherheit der Fahrgäste und halten den 
öffentlichen Nahverkehr auch in schwierigen Situationen aufrecht. Sie verdienen nicht 
nur gute Arbeitsbedingungen, sondern auch den bestmöglichen Schutz vor Gewalt, 
Bedrohungen und Übergriffen. 
Die Antworten der Staatsregierung auf die Kleinen Anfragen Drucksache 8/5973 und 
Drucksache 8/7316 zeigen, dass insbesondere Körperverletzungen, Bedrohungen 
und Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im öffentlichen 
Personennahverkehr in den vergangenen Jahren zugenommen haben. Gleichzeitig 
wurde deutlich, dass weder ein eigenständiges Lagebild über Gewalt gegen 
Beschäftigte noch eine landesweite Übersicht über Sicherheitskonzepte und den 
Einsatz sicherheitsrelevanter Technik besteht.  
Das ÖPNVG überträgt die Organisation des öffentlichen Personennahverkehrs den 
kommunalen Aufgabenträgern. Zugleich trägt der Freistaat Sachsen eine 
Gesamtverantwortung für dessen Weiterentwicklung und verfügt mit dem 
Landesinvestitionsprogramm sowie den Förderrichtlinien RL-ÖPNV und RL Bus über 
wirksame Instrumente, um Qualität und Sicherheit des öffentlichen 
Personennahverkehrs gezielt zu fördern. 
Bereits heute ermöglicht die RL-ÖPNV die Förderung von Sicherheitstechnik an 
Fahrzeugen und Haltestellen. Die Antworten der Staatsregierung haben jedoch 
gezeigt, dass bislang weder eine systematische Übersicht über den Einsatz 
entsprechender Technik noch eine regelmäßige Bewertung ihrer Wirksamkeit erfolgt. 
Ohne belastbare Datengrundlagen und eine kontinuierliche Evaluation können 
Sicherheitsmaßnahmen jedoch weder zielgerichtet weiterentwickelt noch Fördermittel 
wirksam eingesetzt werden. 
Der Antrag verfolgt deshalb einen ganzheitlichen Ansatz. Er schafft keine neuen 
Zuständigkeiten, sondern nutzt die bereits bestehenden Handlungsmöglichkeiten des 
Freistaates Sachsen konsequent. Durch eine stärkere Berücksichtigung des Schutzes 
vor Gewalt im Landesinvestitionsprogramm, die Weiterentwicklung der 
Förderrichtlinien, gemeinsame Empfehlungen für Sicherheitskonzepte, den Aufbau 
eines landesweiten Lagebildes sowie die regelmäßige Evaluation geförderter 
Maßnahmen sollen Beschäftigte und Fahrgäste besser geschützt und die Attraktivität 
des öffentlichen Personennahverkehrs nachhaltig gestärkt werden. 
Ein attraktiver öffentlicher Personennahverkehr setzt voraus, dass sich Fahrgäste 
sicher fühlen und Beschäftigte ihren Dienst ohne Angst vor Gewalt verrichten können. 
Der Freistaat Sachsen verfügt bereits heute über die notwendigen Instrumente, um 
hierzu einen wirksamen Beitrag zu leisten. Diese Möglichkeiten gilt es konsequent zu 
nutzen. 

Ronny Kupke, MdL 
und BSW-Fraktion 

i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 

Unterschrieben von
JENS HENTSCHEL-THÖRICHT
am 31.08.2026
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